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Rechtsstellung und Verschwiegenheitspflicht 

§ 30n. (1) Die Mitglieder der Gleichstellungskommission und die Gleichstellungsbeauftragten sind 
in Ausübung ihrer Tätigkeit selbständig und unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 

(2) Die Vorsitzende der Arbeitsgruppe für Gleichstellungsfragen ist unter Fortzahlung ihres Entgelts 
vom Dienst freizustellen. Die übrigen Gleichstellungsbeauftragten sowie die Mitgliedern der 
Gleichstellungskommission sind unter Fortzahlung ihres Entgelts in dem zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Ausmaß von der Dienstleistung freigestellt, sofern wichtige dienstliche Interessen dem 
nicht entgegenstehen; die Inanspruchnahme dieser dienstfreien Zeit ist der oder dem Vorgesetzten 
mitzuteilen. 

(3) Die Vertreterinnen und Vertreter der Stiftung haben die Mitglieder der 
Gleichstellungskommission und der Arbeitsgruppe sowie die Gleichstellungsbeauftragten bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen und sind verpflichtet, ihnen die für die Durchführung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(4) Die Mitglieder der Gleichstellungskommission und die Gleichstellungsbeauftragten haben über 
alle ihnen ausschließlich in Ausübung ihrer Funktion bekannt gewordenen personenbezogenen Daten und 
Umstände, Dienst- und Betriebsgeheimnisse, insbesondere über die ihnen als geheim bezeichneten 
Angelegenheiten, technischen Einrichtungen, Verfahren und Eigentümlichkeiten des Betriebes, strengste 
Verschwiegenheit zu bewahren. Die Mitglieder der Gleichstellungskommission und die 
Gleichbehandlungsbeauftragten sind außerdem zur Verschwiegenheit über alle ihnen von einzelnen 
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern anvertrauten Mitteilungen verpflichtet, die der Sache nach oder 
auf Wunsch Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern vertraulich zu behandeln sind. Diese Verpflichtung 
zur Verschwiegenheit besteht auch nach der Beendigung der Tätigkeit als Mitglieder der 
Gleichstellungskommission, als Gleichstellungsbeauftragte oder als Gleichstellungsbeauftragter fort. 
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(5) Die Vertreterinnen und Vertreter der Stiftung sowie die Vorgesetzten dürfen die Mitglieder der 
Gleichstellungskommission oder die Gleichstellungsbeauftragten in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht 
behindern und sie aus diesem Grunde auch nicht benachteiligen. Aus dieser Tätigkeit darf den 
Mitgliedern der Gleichstellungskommission und den Gleichstellungsbeauftragten bei ihrem beruflichen 
Fortkommen kein Nachteil erwachsen. 
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